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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des 
Dritten Überleitungsgesetzes 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 128. Sitzung am 1. Oktober 1954 gemäß 
Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetz- 
entwurf die aus der Anlage 2 ersichtliche Änderung vorzuschlagen. 
Die Stellungnahme der Bundesregierung zu dem Änderungsvorschlag 
des Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blüdier 


Drude: Bonner Universitäts-Budidnideerei Gebr. Sdieur, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20. 
Telefon 3551 



Entwurf eines Zweiten Gesetzes 

zur Änderung des Dritten Überleitungsgesetzes 


Anlage 1 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Das Gesetz über die Stellung des Landes 
Berlin im Finanzsystem des Bundes (Drittes 
Überleitungsgesetz) vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbh IS. 1) in der Fassung, die es 
durch die Bekanntmachung der Aufhebung 
von Vorschriften des Gesetzes über die Stel- 
lung des Landes Berlin im Finanzsystem des 
Bundes (Drittes Überleitungsgesetz) durch die 
Alliierte Hohe Kommission vom 31. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 115), durch das 
Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die 
Stellung des Landes Berlin im Finanzsystem 
des Bundes vom 20. Dezember 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 821) und durch Artikel II des 
Gesetzes zur Verlängerung der Geltungsdauer 
und zur Änderung des Gesetzes zur Erhe- 
bung einer Abgabe „Notopfer Berlin“ vom 
28. März 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 88) er- 
halten hat, wird wie folgt geändert: 
l.Im § 12 Abs. 3 erhält Satz 3 folgende 

Fassung: 

„Das in der Anlage 2 bezeichnete, vom 

Bundesrecht abweichende Recht des Landes 

Berlin ist bis auf weiteres anzuwenden.“ 

2. Die Anlage 2 erhält folgende Fassung: 

„Anlage 2 (§ 12 Abs. 3) 

Abgabenrecht des Landes Berlin, 
das bis auf weiteres anzuwenden ist 

1. Gesetz über die Wiedererhebung der 
Kapitalverkehrsteuern und der Wechsel- 
steuer vom 21. Juli 1949 (Verordnungs- 
blatt für Berlin I S. 219) 

2. Gesetz über eine Ausgleichsabgabe vom 
2. März 1950 (Verordnungsblatt für 
Berlin IS. 91) 

3. § 1 des Gesetzes zur Änderung des 
Rennwett- und Lotteriegesetzes vom 
8. April 1922 in der Fassung des Ge- 
setzes über die Erhöhung der Rennwett- 
steuer vom 10. April 1933 vom 23. März 


1950 (Verordnungsblatt für Berlin I 
S. 169) 

4. Artikel I Nr. 2 und 3 des Gesetzes zur 
Änderung des Kraftfahrzeugsteuerge- 
setzes vom 3. August 1950 (Verord- 
nungsblatt für Berlin I S. 379) 

5. Artikel I Nr. 1 des Zweiten Gesetzes zur 
Änderung des Gesetzes über das Brannt- 
weinmonopol vom 7. August 1950 (Ver- 
ordnungsblatt für Berlin I S. 394) 

6. Artikel II des Gesetzes zur Änderung des 
Biersteuergesetzes vom 7. August 1950 
(Verordnungsblatt für Berlin I S. 395).“ 

3.1m § 12 Abs . 5 erhält Satz 2 folgende 
Fassung: 

„Der Senat des Landes Berlin wird ermäch- 
tigt, in Fällen wesentlicher Ertragsminde- 
rungen (Artikel II Nr. 1 Buchstabe k des 
Gesetzes zur Änderung des GrunÜsteuer- 
gesetzes) vom Bundesrecht abweichende 
Bestimmungen über den Erlaß der Grund- 
steuer oder eines Teils der Grundsteuer zu 
treffen, die bis zu dem Zeitpunkt erhoben 
wird, von dem an die der nächsten Haupt- 
feststellung der Einheitswerte des Grund- 
besitzes folgende Hauptveranlagung der 
Grundsteuermeßbeträge gilt.“ 

Artikel II 

Im § 9 Satz 1 des Kaffeesteuergesetzes vom 
30. Juli 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 708) und 
im § 8 Satz 1 des Teesteuergesetzes vom 
30. Juli 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 710) wer- 
den jeweils die Worte „aber vor dem 1. Ja- 
nuar 1955“ gestrichen. 

Artikel III 

Dieses Gesetz gilt nach .Maßgabe des § 12 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. 

Artikel IV 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


1. Auf dem der Gesetzgebungszuständigkeit 
des Bundes unterliegenden Gebiet des Ab- 
gabenrechts sind für Berlin Abweichungen 
vom Bundesrecht nur noch insoweit zu- 
lässig, als. sie in § 12 Abs. 3 bis 6 des Drit- 
ten Überleitungsgesetzes ausdrücklich zu- 
gelassen sind. Die Geltungsdauer dieser 
Abweichungen ist beschränkt. Die Be- 
schränkung für die Abweichungen auf dem 
Gebiet der Einheitsbewertung, der Ver- 
mögensteuer, der Grundsteuer und des 
Lastenausgleichs ist mit dem Eintreten be- 
stimmter Ereignisse verknüpft (nächste 
Hauptfeststellung der Einheitswerte des 
Grundbesitzes, Übernahme des Lastenaus- 
gleichsgesetzes durch Berlin). Für die an- 
deren, in der Anlage 2 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes aufgeführten abweichen- 
den Rechtsvorschriften ist die Geltungs- 
dauer in § 12 Abs. 3 auf einen bestimmten 
Zeitraum begrenzt worden. Dieser Zeit- 
raum, der zunächst mit dem 31. Dezember 
1952 enden sollte, ist durch das Änderungs- 
gesetz vom 20. Dezember 1932 (BGBl. I 
S. 821) bis zum 31. Dezember 1954 ver- 
längert worden. 

2. Inzwischen haben sich die Verhältnisse in 
Berlin nicht derart geändert, daß auf die 
Weitergeltung des in der Anlage 2 des 
Dritten Überleitungsgesetzes aufgeführten, 
vom Bundesrecht abweichenden Berliner 
Landesrechts über den 31. Dezember 1954 
hinaus verzichtet werden könnte. Es läßt 
sich auch zur Zeit noch nicht übersehen, 
wie lange diese Abweichungen noch in 
Kauf genommen werden müssen. Deshalb 
empfiehlt es sich, die Geltungsdauer nicht 
nur — wie bisher — befristet, sondern 
„bis auf weiteres“ zu verlängern. Der Ge- 
setzentwurf enthält in Artikel I die dazu 
notwendige Änderung des § 12 Abs. 3 und 
der Überschrift der Anlage 2 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. 

3. Darüber hinaus sieht Art. I des Entwurfs 
Änderungen der Anlage 2 des Dritten 
Überleitungsgesetzes aus folgenden Grün- 
den vor: 

a) Das Berliner Gesetz über die Besteue- 
rung von Kaffee und Tee vom 21. Juli 
1949 (Nr. 2 der Anlage 2 in der Fassung 
des Änderungsgesetzes vom 20. Dezem- 
ber 1952) ist nach § 9 des Kaffeesteuer- 
gesetzes vom 30. Juli 1953 (BGBl. I 
S. 708) und nach § 8 des Teesteuer- 


gesetzes vom 30. Juli 1953 (BGBl. I 
S. 710) nur noch in einer durch Bundes- 
recht abgeänderten Fassung anzuwen- 
den. Es ist daher in der Anlage 2 des 
Dritten Überleitungsgesetzes zu strei- 
chen. Wegen der Anwendung des ge- 
änderten Berliner Gesetzes vom 21. Juli 
1949 über den 31. Dezember 1954 hin- 
aus wird auf Nr. 6 verwiesen. 

b) Die zur Zeit geltenden Steuersätze der 
Kraftfahrzeugsteuer sind für Berlin in 
dem Gesetz vom 3. August 1950 (Nr. 5 
der Anlage 2 in der Fassung des Ände- 
rungsgesetzes vom 20. Dezember 1952) 
enthalten. Im Entwurf des Verkehrs- 
finanzgesetzes 1954 (BT-Drucksache 
614) ist eine Änderung der Steuersätze 
des Kraftfahrzeugsteuergesetzes vorge- 
sehen. Das Verkehrsfinanzgesetz 1954 
wird auch in Berlin gelten. Während 
die in dem Berliner Gesetz vom 
3. August 1950 enthaltenen Bestim- 
mungen über die Steuersätze damit 
hinfällig werden, soll die Vorschrift in 
Art. I Nr. 2 des Berliner Gesetzes vom 
3. August 1950 weitergelten, durch die 
der Berliner Senator für Finanzen hin- 
sichtlich der Kraftfahrzeugsteuer er- 
mächtigt wird, in gewissem Umfang die 
besonderen Verhältnisse des Landes 
Berlin angemessen zu berücksichtigen. 
Auch die dem Bundesrecht entsprechen- 
den, den Erhebungszeitraum regelnden 
Vorschriften in Artikel I Nr. 3 des Ber- 
liner Gesetzes müssen in Kraft bleiben, 
weil bei ihrem Wegfall die abweichen- 
den Vorschriften der Kontrollratsge- 
setze Nr. 14 und 51 wieder gelten wür- 
den. Die in Art. I Nr. 2 des Gesetz- 
entwurfs vorgesehene Fassung der 
Nr. 4 der Anlage 2 trägt dieser Sach- 
lage Rechnung. 

4. Für die über den 31. Dezember 1954 hinaus 
vorgesehene Anwendung des übrigen in der 
Neufassung der Anlage 2 aufgeführten, 
vom Bundesrecht abweichenden Rechts des 
Landes Berlin bestehen die gleichen Gründe, 
die zur Verlängerung der Geltungsdauer 
dieser Rechtsvorschriften bis zum 31. De- 
zember 1954 geführt haben. 

Für Nr. 1 

In den übrigen Ländern der Btindes- 
republik beruht die Wiedererhebung 
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der Kapitalverkehrsteuern und der 
Wediselsteuer auf Gesetzen der Mili- 
tärregierung, die sich nicht auf Berlin 
erstrecken lassen. Eine materielle Ab- 
weichung des Berliner Rechts auf dem 
Gebiet der Kapitalverkehrsteuern und 
der Wechselsteuer gegenüber dem ent- 
sprechenden Recht in den übrigen 
Ländern der Bundesrepublik besteht 
nicht. 

Für Nr. 2 

Die Ausgleichsabgabe wird von Waren 
erhoben, die in der sowjetischen Be- 
satzungszone oder im Ostsektor von 
Berlin verzollt oder mit Verbrauch- 
steuern belegt worden sind und zum 
Handel oder zur gewerblichen Ver- 
wendung nach Berlin (West) verbracht 
werden. Die Abgabe wird in Höhe des 
Währungsunterschiedes erhoben. Sie 
hat sich als Maßnahme zur Bekämp- 
fung des illegalen Ost-West-Handels 
bewährt. 

Für Nr. 3 

In Berlin beträgt die Totalisatorsteuer 
25 V. H., in den übrigen Ländern der 
Bundesrepublik nur I6V3 
Aufkommen der Totalisatorsteuer 
fließt mit 96 v. H. den Rennvereinen 
zu. Würde der Berliner Steuersatz an 
den in den übrigen Ländern der Bun- 
desrepublik maßgebenden Steuersatz 
angeglichen, wären die Berliner Renn- 
vereine nicht in der Lage, mit dem 
ihnen verbleibenden geringeren Auf- 
kommen der Totalisatorsteuer den 
Rennbetrieb aufrechtzuerhalten. Da- 
mit würde diese Steuerquelle versie- 
gen (auch soweit das Buchmacherge- 
werbe beteiligt ist). 

Für Nr, 5 

Das Berliner Zweite Gesetz zur Ände- 
rung des Gesetzes über das Brannt- 
weinmonopol vom 7. August 1950 
enthält die Ermächtigung, von der Er- 
hebung der Branntweinsteuer bei Lie- 
ferungen in die sowjetisch besetzte 
Zone und beim Absatz in Berlin ganz 
oder teilweise abzusehen. Von dieser 
Ermächtigung ist zur Bekämpfung 
des Ostdumping Gebrauch gemacht 
worden. Der Grund für diese Ermäch- 
tigung ist auch jetzt noch gegeben. 

Für Nr. 6 

Artikel II des Berliner Gesetzes zur 
Änderung des Biersteuergesetzes vom 
7. August 1950 begünstigt das soge- 


nannte Jung- imd Braunbier, das in 
Berlin vornehmlich in® den minderbe- 
mittelten Kreisen getrunken wird. Der 
Wegfall der Steuerermäßigung hätte 
den Untergang der Jung- und Braun- 
bierbrauereien zur Folge. 

5. In § 12 Abs. 5 Satz 2 des Dritten Überlei- 
tungsgesetzes wird der Senat des Landes Ber- 
lin ermächtigt, für die Zeit „bis zur näch- 
sten Hauptfeststellung der Einheitswerte 
des Grundbesitzes“ mit Rücksicht auf die be- 
sonderen Berliner Verhältnisse vom Bun- 
desrecht abweichende Bestimmungen über 
den Erlaß der Grundsteuer zu treffen. 
Nach § 13 Abs. 3 des Grundsteuergesetzes 
wirkt sich eine Hauptfeststellung der Ein- 
heitswerte für die Grundsteuer erst für den 
Zeitraum aus, der fünf Vierteljahre nach 
dem Hauptfeststellungszeitpunkt beginnt. 
Diese Zeit wird möglicherweise für die auf 
den 1. Januar 1956 vorgesehene Haupt- 
feststellung der Einheitswerte noch kurz- 
fristig verlängert werden, um einen besse- 
ren Überblick über die Auswirkungen der 
neuen Einheitswerte auf die Grundsteuer 
zu gewinnen. Der Senat von Berlin muß 
berechtigt sein, auch noch für diese Zwi- 
schenzeit vom Bundesrecht abweichende 
Billigkeitsmaßnahmen zu treffen. Durch die 
für § 12 Abs. 5 Satz 2 vorgesehene Neu- 
fassung wird ihm diese Möglichkeit eröff- 
net. 

6. Die Anwendung des geänderten Berliner 
Gesetzes über die Besteuerung von Kaffee 
und Tee vom 21. Juli 1949 ist durch die 
Bundesgesetze über die Besteuerung von 
Kaffee und Tee vom 30. Juli 1953 (BGBl. I 
S. 708 und 710) auf die Zeit bis zum 
31. Dezember 1954 beschränkt. Die Ver- 
hältnisse in Berlin machen eine weitere An- 
wendung des geänderten Berliner Gesetzes 
notwendig. Nach dem Berliner Gesetz darf 
Kaffee und Tee nur in zugelassenen Pak- 
kungen, die mit Steuerzeichen versehen 
sein müssen, durch Steuerlagerinhaber in 
Verkehr gebracht werden. Allein durch den 
Steuerzeichen- und Verpackungszwang ist 
die erforderliche Bekämpfung des Schwarz- 
handels möglich. Weil insbesondere Kaffee 
nach wie vor in erheblichem Umfang im 
Wirtschaftskampf der sowjetisch besetzten 
Gebiete gegen Berlin (West) eingesetzt wird, 
würde das in den übrigen Ländern der 
Bundesrepublik vorgesdiriebene Steuerver- 
fahren keine geeignete Abwehrmaßnahme 
sein. Durch Art. II des Gesetzentwurfs sol- 
len § 9 des Kaffeesteuergesetzes und § 8 
des Teesteuergesetzes deshalb dahin geän- 
dert werden, daß das Berliner Gesetz über 
die Besteuerung von Kaffee und Tee bis 
auf weiteres anzuwenden ist. 
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Anlage 2 


Der Präsident des Bundesrates Bonn, den 1. Oktober 1954 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Mit Bezug auf das Schreiben vom 25. August 1954 — 6 — 52000 — 
1767/54 II — beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in 
seiner 128. Sitzung am 1. Oktober 1954 gemäß Artikel 76 Absatz 2 
des Grundgesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des 
Dritten Überleitungsgesetzes 

die nachstehende Änderung vorzuschlagen: 

In Artikel II ist der folgende Absatz 2 anzufügen: 

„(2) Artikel I Nr. 1 des Gesetzes zur -Änderung des Kraftfahr- 
zeugsteuergesetzes vom 3. August 1950 (Verordnungsblatt für Berlin I 
S. 379) gilt in Berlin bis zum Inkrafttreten des Verkehrsfinanz- 
gesetzes." 


Begründung 

Neben Art. I Nr. 2 und 3 des Gesetzes zur Änderung des Kraft- 
fahrzeugsteuergesetzes vom 3. August 1950 muß auch Nr. 1 weiter- 
gelten, solange nicht feststeht, daß das Verkehrsfinanzgesetz tatsäch- 
lich am 1. Januar 1955 in Kraft tritt. Würde dies nicht geschehen, 
so träten die einschlägigen Vorschriften der Kontrollratsgesetze 
Nr. 14 und Nr. 51 in Berlin wieder in Kraft. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz gemäß Art. 106 in 
Verbindung mit Art. 78 des Grundgesetzes seiner Zustimmung 
bedarf. 


Altmeier 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu dem Änderungsvorschlag des Bundesrates 


Die Bundesregierung stimmt der vorgeschla- 
genen Änderung zu. Die zur Zeit geltenden 
Steuersätze der Kraftfahrzeugsteuer sind für 
Berlin in Art. I Nr. 1 des Berliner Gesetzes 
zur Änderung des Kraftfahrzeugsteuer- 
gesetzes vom 3. August 1950 (in gleicher 
Höhe* wie im Bundesgebiet) geregelt. Im Ent- 
wurf des Verkehrsfinanzgesetzes ist eine Än- 
derung der Steuersätze des Kraftfahrzeug- 
steuergesetzes vorgesehen. Da noch nicht zu 
übersehen ist, ob das Verkehrsfinanzgesetz 
schon am 1. Januar 1955 in Kraft tritt, muß 
die Berliner Vorschrift über die Steuersätze 
(Art. I Abs. 1 des Berliner Gesetzes vom 
3 . August 1950) über den 31. Dezember 1954 
bis zum Inkrafttreten des Verkehrsfinanz- 
gesetzes verlängert werden. 
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